
sagt da® Unvermögen des Proletariats dieser oder jener 
Nation in dieser oder jener konkreten Situation nichts 
über das Wachstum des Proletariats als Klasse aus. 
Diese Erkenntnis erst hebt die Gesellschaftslehre auf 
das hohe Niveau, das Marx und Engels dann, ein­
nehmen.

Die Kenntnis dieser wirklichen Entwicklung der 
bürgerlichen Gesellschaft gibt Marx die große, 
souveräne Haltung, mit der er die Epoche der 
Revolution von 1848 insbesondere die Periode ihres 
Niederganges so glanzvoll im „18. Brumaire“ be­
schreibt. Der Sieg der Konterrevolution im Jahre 1848, 
die konzessionslose Herrschaft der bürgerlichen Klasse 
erscheinen als die Bedingung des Wachstums des 
Proletariats selbst. Die Bourgeoisie restauriert nach 
1848 ihren Staatsapparat, baut ihn als Barriere gegen 
die aufsteigende proletarische Revolution aus, wie das 
Marx im „18. Brumaire“ feststellt. Die vulgäre 
Staats- und Geschichtstheorie hat die Herstellung der 
Herrschaft Napoleon III., Bismarcks und anderer ge­
schlossener Staatsapparate als den Endpunkt der Ge­
schichte betrachtet. Für Marx steht die Frage anders. 
Der wirkliche Staatsapparat restauriert sich, um sich 
dem Weitergang der Revolution entgegenzustellen! 
Ergo — so lautet sein Schluß — steht das Proletariat 
vor der Aufgabe, diesen Staat zu zerbrechen, seine' 
politische Gewalt in der „Diktatur des Proletariats“ 
maximal zu konzentrieren. So ist die „Diktatur des 
Proletariats“ die organisatorische und politische Kraft, 
die die politische Gewalt der bürgerlichen Klasse (den 
bürgerlichen Staatsapparat) zerbricht, seine politische 
Macht über die bürgerliche Gesellschaft herstellt und 
das Fundament dieser Gesellschaft umgestaltet.

An die Quellen dieser Lehre führt die Schrift Turetz- 
kis heran. Im „Kapital“ durchleuchtet Marx die wider­
spruchsvolle Entwicklung der bürgerlichen Gesellschaft 
bis in ihre letzten Verästelungen und zeigt das Wachs­
tum des Proletariat®. In allen seinen weiteren Schrif­
ten hebt er seine Lehre gegen alle Einwendungen und 
Verfälschungen immer wieder auf diese Höhe. Die 
Diktatur des Proletariats ist die Negation der bürger­
lichen Gesellschaft, die vollkommene Umwälzung ihrer 
Fundamente. Der spontane, dem Menschen selbst nicht 
bewußte und von ihm nicht beherrschte Ablauf des ge­
sellschaftlichen Geschehens ist abzulösen durch die 
bewußte Lenkung der Gesellschaft. Das aber vermag 
keine andere Kraft als das Proletariat, das sich im 
Zuge der Entwicklung der bürgerlichen Gesellschaft 
von dieser Gesellschaft selbst emanzipiert hat, das eine 
Kraft g e g e n ü b e r  der Gesellschaft geworden ist.

Der rote Faden, der durch Turetzkis Schrift geht, ist 
der B e g r i f f  der Diktatur des Proletariats. Wo taucht 
er auf?, wie entwickelt er sich?, gegen welche Wider­
sacher wird er ins Feld geführt? — das ist seine Frage­
stellung. Die Arbeit ist nicht beendet, Turetzki hatte 
noch sehr viel mehr vor. Mit Recht wird in dem von 
dem Rechtsinstitut anläßlich der Herausgabe verfaßten 
Vorwort über die Mängel der Arbeit gesagt:

„Der Autor hat nicht in hinreichendem Maße 
einige Fragen der marxistischen Staatstheorie, ins­
besondere die Frage nach der Rolle des sozialistischen 
Staates in der Umgestaltung der Ökonomie, über das 
Absterben des Staates im Kommunismus, über die 
■Kritik des bürgerlichen Parlamentarismus und an­
deres, beleuchtet, da er vorhatte, sie in den nach­
folgenden Arbeiten zu behandeln.“

Die Einwände gegen die Arbeit und die Fingerzeige, 
die ihm von seinen Kritikern gegeben wurden, be­
sagten, daß er über die Diktatur des Proletariats 
spreche und die Herausbildung des Begriffes bei Marx 
und Engels verfolge, daß er aber nicht hinlänglich ihr 
Wesen offenlege. Darum kommt auch in der Arbeit 
die Frage des Absterbens des Staates, die Analyse der 
bürgerlichen {Staatlichkeit und anderes zu schlecht 
weg. Das Problem wird allzustark abstrakt-theoretisch, 
statt konkret-geschichtlich behandelt. Die Diktatur des 
Proletariats als die Negation der bürgerlichen Gesell­
schaft und des bürgerlichen Staates als die unabwend­
bare Notwendigkeit, sie aufzuheben, läßt die ganze 
Problematik der bürgerlichen Gesellschaft erst in ihrem 
wahren Licht erscheinen. Vom Standpunkt des Prole­

tariats muß die ganze Geschichte der bürgerlichen Ge­
sellschaft, auch ihre® Staates und Rechts, noch einmal 
geschrieben werden.

Dies wäre der nächste Schritt gewesen, den der 
junge, durch den verbrecherischen Hitlerkrieg so früh 
dahingeraffte Autor gegangen wäre.

Wir marxistischen Forscher werden die Schrift 
Turetzkis als ein Kleinod zu hüten wissen.

Professor Dr. Karl Polak

Dr. Hermann Blaese: Strafprozeßordnung nebst Gerichtsver­
fassungsgesetz und den Einführungsgesetzen in der für die 
französische Besatzungszone Deutschlands gültigen Fassung. 
Lahr (Schwarzwald) 1949. Verlag Moritz Schauenburg. 271 S.

In den letzten Monaten sind mehrere, teils kommentierte, teils 
nicht kommentierte Textausgaben auf dem Gebiete des Straf­
rechts und des Strafverfahrensrechts erschienen, die, wenn auch 
kurz, besprochen werden müssen. Sie geben meist nur den 
Rechtszustand in einem bestimmten Teil Deutschlands wieder 
und unternehmen nur in seltenen Fällen den Versuch, Auskunft 
über den Rechtszustand in allen Teilen Deutschlands zu geben. 
Der Benutzer einer solchen Textausgabe muß wissen, für 
welches Gebiet sie Geltung beansprucht, da er sonst leicht ein 
für ihn nicht brauchbares Handwerkszeug in die Hand bekommt.

Das Ziel der hier beispielsweise besprochenen Strafprozeß­
ordnung von Blaese ist nach der Vorbemerkung die Darstellung 
des in der französischen Besatzungszone geltenden Strafrechts. 
Dabei muß der Verfasser in der Vorbemerkung schon feststellen, 
daß die französische Zone die einzige Zone ist, die bisher noch 
kein einheiüiches Strafverfahrensrecht kennt. Es sind dort nur 
Rechtsverordnungen in den einzelnen Ländern ergangen, die 
zwar in vielen Dingen übereinstimmen, in nicht wenigen Fragen 
aber auch voneinander abweichen. Diese Abweichungen, die 
teilweise wichtige Fragen betreffen, teilweise aber auch so 
kleinlicher Natur sind, daß man vergeblich nach dem Grunde 
der verschiedenen Regelung sucht, zeigen einmal mehr mit 
Deutlichkeit auf, wohin die Spaltungspolitik der Westmächte 
gerade auch auf dem Gebiete des Rechts geführt hat.

In der französischen Zone geht man auf dem Gebiete des 
Verfahrensrechts, soweit es sich um die im Gerichtsverfassungs­
gesetz behandelten Materien handelt, von dem Rechtszustand 
vom 30. Januar 1933, und soweit die Strafprozeßordnung in 
Betracht kommt, von dem Rechtszustand vom 8. Mai 1945 aus. 
Im Hinblick auf die in der Kontrollratsproklamation Nr. 3 zum 
Ausdruck gebrachten Grundsätze vertritt der Verfasser aller­
dings die Ansicht, daß man auch hinsichtlich der in der Straf­
prozeßordnung geregelten Materien praktisch zum Rechtszu­
stand von 1933 zurückgekehrt sei, eine Behauptung, die bei einer 
Überprüfung seiner Textausgabe nicht bestätigt wird. Nicht 
wenige der nach 1933 eingeführten Neuerungen sind eben in der 
Zwischenzeit so selbstverständlich geworden, daß man sie —- 
übrigens mit Recht — nicht mehr als nazistisch ansieht.

Nimmt man diesen Ausgangspunkt als gegeben an, ist es nicht 
sinnvoll, über Einzelheiten des Rechtszustandes in der franzö­
sischen Zone zu sprechen. Es verwundert nicht, daß man dort, 
wie in allen westlichen Ländern, die Vorschriften über die Frei­
lassung eines Untersuchungsgefangenen gegen Sicherheitslei­
stung ebenso selbstverständlich findet wie die Bezugnahme auf 
das „Deutsche Beamtengesetz“ aus dem Jahre 1937. Man ist 
auch nicht erstaunt darüber, daß die seit dem Erlaß der Rechts­
verordnungen ungeklärte Frage, ob die reformatio in peius 
zulässig sei, noch immer bestritten ist. Und man nimmt es als 
selbstverständliche Folge der Rechtszerrissenheit hin, daß auf 
so wichtigen Gebieten wie denen der notwendigen Verteidigung 
oder der Zuständigkeit der Gerichte innerhalb des doch wirklich 
nicht großen Gebietes der französischen Besatzungszone ver­
schiedene Regelungen bestehen. Allerdings ruft es einige Ver­
wunderung hervor, wenn man feststellt, daß im Lande Rhein­
land-Pfalz die Amtsgerichte auch für Verbrechen gegen das 
KRG Nr. 10 zuständig sind.

An der äußeren Gestaltung der Textausgabe, die sonst wohl 
eine vollständige Übersicht über den Rechtszustand in der fran­
zösischen Besatzungszone gibt, ist einiges zu bemängeln. Die 
Absätze der einzelnen Paragraphen sind nicht, wie sonst jetzt 
allgemein üblich, mit Ziffern gekennzeichnet. Die Druck­
anordnung ist wenig übersichtlich: häufig lassen sich kleiner 
gedruckte Absätze von Anmerkungen zu einzelnen Paragraphen 
nur durch den Inhalt, nicht aber durch das Bild unterscheiden. 
Auch die Ergänzungen zu den Hauptgesetzen sind durch den 
Druck nicht so deutlich hervorgehoben, daß man sie auf den 
ersten Blick als solche erkennt. Schließlich stört den Benutzer 
der Textausgabe die unmittelbare Anfügung der Fundstellen 
im Reichsgesetzblatt oder anderen Orts an die Paragraphen. 
Das erschwert die übersichtliche Handhabung des Gesetzes.

Da diese äußerlich erscheinenden technischen Einzelheiten 
wichtig sind für die Brauchbarkeit einer Textausgabe, wird 
deren Wert für den Benutzer durch diese Mängel beeinträchtigt. 
Für den Juristen der Deutschen Demokratischen Republik ist 
sie ohnehin nicht brauchbar, da sie ausschließlich auf den 
Rechtszustand der französischen Besatzungszone abgestellt ist.

Wolfgang W e i ß
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